
S\K R E I S  
S E G E B E R G  

Satzung des Kreises Segeberg zur sozialen Ermäßigung und Geschwis­
terermäßigung von Elternbeiträgen zur Förderung von Kindern in 

Kindertageseinrichtungen 

Aufgrund des § 4 der Kreisordnung für SchTeswig-Holstein (KrO) {-in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 28.02.2003, GVOBI. 2003, S. 94, zuletzt geändert 
durch Art. 2 Ges. v. 25.05.2021, GVOBI. S. 566), der §§ 22, 24 und 90 Sozialge­
setzbuch VIII - Kinder und Jugendhilfe - (SGB VIII) in der Fassung der Be­
kanntmachung vom 11. September 2012 (BGBl. I S. 2022), zuletzt geändert 
durch Artikel 8 Abs. 4 des Gesetzes vom 16.06.2021 (BGBl. I S. 1810), dem Ge­
setz zur Stärkung der Qualität in der Kindertagesbetreuung und zur finanziellen 
Entlastung von Familien und Kommunen (KiTa-Reform-Gesetze), dem Gesetz zur 
Förderung von Kindern in Kindertageseinrichtungen und Kindertagespflege (Kin­
dertagesförderungsgesetz - KiTaG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
12.12.2019, zuletzt geändert durch Art. 9 des Gesetzes vom 25.02.2021 (GVOBI. 
S 201) wird nach Beschlussfassung des Kreistages des Kreises Segeberg vom 
23.09.2021 folgende Satzung erlassen: 

(1) Der Kreis übernimmt ganz oder teilweise die Elternbeiträge in der in § 31 
Abs. 1 KiTaG festgesetzten Höhe (ohne Kosten für Verpflegung und Ausflü­
ge), die für eine bedarfsgerechte Inanspruchnahme der Tageseinrichtungen 
für Kinder zu entrichten sind, soweit die Belastung den Eltern und dem Kind 
finanziell nicht zuzumuten ist (§ 90 Abs.3 und 4 SGB VIII). 

(2) Eltern, die einen entsprechenden Antrag aufgrund geringen Einkommens stel­
len wollen, wenden sich an das für sie zuständige Sozialamt. Dort wird nach 
Feststellung des Einkommens unter Maßgabe der Vorschriften der §§ 82 bis 
85, 87, 88 und 92a des SGB XII ein rechtsmittelfähiger Bescheid über die 
Höhe der Zumutbarkeit des jeweiligen Kostenbeitrags erlassen. 
Hierbei gilt, dass das laut Berechnung festgestellte und bereinigte Einkom­
men über der Einkommensgrenze in Höhe von 50% für die Inanspruchnahme 
der Kindertageseinrichtung einzusetzen ist (vgl. § 87 SGB XII). 

Präambel 

§ 1 
Soziale Ermäßigung 
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(3) Unabhängig von einer Berechnung zahlen Familien dann keinen Beitrag, 
wenn sie im Leistungsbezug nach dem SGB II (insbesondere Arbeitslosengeld 
II oder Sozialgeld), der Sozialhilfe nach dem SGB XII, dem Asylbewerberleis­
tungsgesetz, von Kinderzuschlag gemäß § 6a des Bundeskindergeldgesetzes 
oder Wohngeld nach dem Wohngeldgesetz stehen. Die vollständige Kosten­
übernahme wird in diesen Fällen ebenfalls von den Sozialämtern beschieden. 

(4) Zweckgleiche Leistungen wie bspw. Zuschüsse des Arbeitgebers sind indes in 
jedem Falle bei der Bescheidung zu berücksichtigen. Es gilt das Prinzip der 
Nachrangigkeit, d. h. vorrangige Ansprüche z. B. gegenüber der Bundesagen­
tur für Arbeit auf Gewährung von Kinderbetreuungskosten oder gegenüber 
einer Krankenkasse beispielsweise aufgrund von Kur- oder Reha-
Maßnahmen, sind zunächst geltend zu machen. 

§ 2 
Geschwisterermäßigung 

(1) Ohne Einkommensüberprüfung erhalten mehrere mit Hauptwohnung in ei­
nem Haushalt lebende Kinder einer Familie vor dem Schuleintritt, die gleich­
zeitig bedarfsgerecht in einer Kindertageseinrichtung oder in Kindertages­
pflege betreut werden, eine Ermäßigung des Elternbeitrags 

- i. H. v. 50 % für das 2. beitragspflichtige Kind 
- i. H. v. 100 % für das 3. und jedes weitere beitragspflichtige Kind. 

Die zu bildende Reihenfolge richtet sich nach dem Geburtsdatum, bei Kindern 
mit gleichem Geburtsdatum nach der alphabetischen Einordnung des Vorna­
mens. 

(2) Sollte die Anwendung dieser Geschwisterermäßigung für Familien im Einzel­
fall zu einem günstigeren Ergebnis führen als die Berechnung nach § 1, so 
wird alternativ diese gewährt und nicht der Anspruch nach § 90 Abs.3 und 4 
SGB VIII. Die örtlichen Sozialämter berücksichtigen dies im Sinne einer Al­
ternativbetrachtung bereits im Rahmen der Antragsbearbeitung. 

(3) Für Schulkinder, die in einem anerkannten Hort betreut werden, wird die Ge­
schwisterermäßigung bis zum 31.12.2024 gewährt. 

§ 3  
Anwendungsbereich 

(1) Der Kreis gleicht die durch die Ermäßigung der Elternbeiträge für anerkannte 
Kindertageseinrichtungen gemäß § 7 KiTaG entstehenden wirtschaftlichen 
Nachteile im Rahmen dieser Satzung aus, wenn das die Einrichtung besu­

2 



chende Kind seinen Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt (§ 86 SGB VIII) 
im Kreis Segeberg hat. 

(2) Der Träger der Kindertageseinrichtung muss als Träger der freien Jugendhilfe 
gemäß § 75 Sozialgesetzbuch (SGB) VIII anerkannt sein. Die Kindertagesein­
richtung muss in den Bedarfsplan des örtlichen Trägers der öffentlichen Ju­
gendhilfe nach §§ 10 und 11 KiTaG aufgenommen worden sein. Der Träger 
der Kindertageseinrichtung muss im Besitz einer gültigen Erlaubnis für den 
Betrieb der Einrichtung gemäß § 45 SGB VIII sein. 

§ 4  
Elternbeiträge 

(1) Die Höhe der Elternbeiträge wird vom Träger der Kindertageseinrichtung 
festgesetzt. Dabei dürfen die zu entrichtenden Elternbeiträge die in § 31 Abs. 
1 KiTaG festgesetzten Beitragshöhen nicht überschreiten. 

(2) Neben den Elternbeiträgen kann der Einrichtungsträger angemessene Ver­
pflegungskostenbeiträge und Auslagen für Ausflüge verlangen. 

§ 5 
Umfang des Betreuungsanspruches 

(1) Ein Kind hat bis zur Vollendung des dritten Lebensjahres Anspruch auf Förde­
rung in einer Kindertageseinrichtung oder in Kindertagespflege; der Umfang 
der täglichen Förderung richtet sich nach dem individuellen Bedarf. 

(2) Für ein Kind im ersten Lebensjahr setzt der Anspruch voraus, dass diese Leis­
tung für dessen Entwicklung zu einer eigenverantwortlichen und gemein­
schaftsfähigen Persönlichkeit geboten ist oder die Erziehungsberechtigten ei­
ner Erwerbstätigkeit nachgehen, eine Erwerbstätigkeit aufnehmen oder Ar­
beit suchend sind, sich in einer beruflichen Bildungsmaßnahme, in der Schul­
ausbildung oder Hochschulausbildung befinden oder Leistungen zur Eingliede­
rung in Arbeit im Sinne des Zweiten Buches Sozialgesetzbuch - Grundsiche­
rung für Arbeitsuchende - (SGB II) erhalten. 

(3) Ein Kind, das das dritte Lebensjahr vollendet hat, hat bis zum Schuleintritt 
Anspruch auf Förderung in einer Kindertageseinrichtung im Umfang von täg­
lich mindestens fünf Stunden. 

(4) Im Fall der Inanspruchnahme von Kindertagesbetreuung aus pädagogischer 
Notwendigkeit wird der erforderliche Betreuungsumfang vom jeweiligen Re­
gionalteam des Allgemeinen Sozialen Dienstes (ASD) des Kreises Segeberg 
im Rahmen einer Hilfeplanung/Erziehungskonferenz unter Ausübung pflicht­
gemäßem Ermessens hinsichtlich des individuellen Bedarfs festgestellt. 

3 



§6 
Ermäßigungsverfahren 

Der Kreis zahlt den Ermäßigungsbetrag nur unter folgenden Maßgaben: 

(1) Antragstellung: 
Der Träger der Kindertageseinrichtung stellt dem Beitragspflichtigen ein An­
tragsformular zur Verfügung. Auf Wunsch der/des Beitragspflichtigen ist der 
Träger der Kindertageseinrichtung beim Ausfüllen des Antragsvordruckes be­
hilflich. 
Der Ermäßigungsantrag ist bei dem für den/die Beitragspflichtige(n) 
jeweils zuständigen örtlichen Sozialamt unter Beifügung der erforderlichen 
Nachweise einzureichen. 

(2) Ermäßigungszeitraum: 
Der Ermäßigungszeitraum beträgt in der Regel 12 Monate. 
Treten die Voraussetzungen für eine Ermäßigung erst zu einem späteren 
Zeitpunkt ein, so beginnt der Ermäßigungszeitraum am Ersten dieses Monats. 
Ist zu erwarten, dass sich die für die Festsetzung der Ermäßigung maßgebli­
chen Verhältnisse vor Ablauf von 12 Monaten erheblich verändern werden, ist 
der Ermäßigungszeitraum entsprechend zu verkürzen. 
Änderungen der wirtschaftlichen Verhältnisse, die während eines festgesetz­
ten Ermäßigungszeitraumes eintreten, führen bei der Ermäßigung nach § 1 
nicht zu einer Neufestsetzung, es sei denn, es liegt eine erhebliche Verände­
rung der Verhältnisse von mindestens 10 % vor. 

(3) Einkommensunabhängige Geschwisterermäßigung: 
Soweit eine einkommensunabhängige Geschwisterermäßigung nach § 2 die­
ser Satzung begehrt wird, trifft der Träger der Kindertageseinrichtung die er­
forderlichen Feststellungen. Werden die Kinder der Familie nicht in derselben 
Kindertageseinrichtung betreut, so ist/sind die Bescheinigung(en) der jeweils 
anderen Kindertageseinrichtung(en) durch die Erziehungsberechtigten vorzu­
legen. Veränderungen haben die Erziehungsberechtigten dem Träger der 
Kindertageseinrichtung ebenfalls unverzüglich nachzuweisen. Sind dem Trä­
ger der Kindertageseinrichtung bereits aus der Anmeldung alle für die Ge­
währung der Geschwisterermäßigung nach § 2 der Satzung erforderlichen 
Daten bekannt, so bedarf es keines ausdrücklichen Ermäßigungsbescheides. 

(4) Entscheidung über Ermäßigungsanträge: 
Das örtliche Sozialamt prüft, ob die Voraussetzungen für eine Ermäßigung 
nach § 1 dieser Satzung gegeben sind, erstellt einen rechtsmittelfähigen Be­
scheid und leitet diesen dem Träger der Kindertageseinrichtung und dem/der 
Beitragspflichtigen zu. In dem vorgenannten Bescheid ist der Ermäßigungs­
zeitraum anzugeben. 
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§ 7 
E rstattu n gs verf a h re n 

(1) Abrechnung: 
Der Kreis rechnet mit den Trägern der Kindertageseinrichtungen monatlich 
ab. 
Die Erstattungsanträge sollen frühestens zum Ende des abzurechnenden Mo­
nats und spätestens bis zum Ende des Folgemonats unter Verwendung des 
bereitgestellten Vordrucks zu stellen. 

Bemessungsgrundlage für die Kostenerstattung des Kreises ist der Elternbei­
trag nach § 4 dieser Satzung, 

Sie umfassen den Zeitraum vom Monatsersten bis zum Monatsletzten (Ab­
rechnungszeitraum). Bei Kindern mit späterem Betreuungsbeginn oder vor­
zeitigem Betreuungsende ist der tatsächlichen Zeitraum zugrunde zu legen. 
Änderungen vergangener Abrechnungen sind unverzüglich mit der Abrech­
nung im Folgemonat nachzureichen. 

Nach vorheriger Absprache mit dem Kreisjugendamt ist ebenfalls eine quar­
talsweise Abrechnung möglich. Bei diesen Abrechnungen hat der jeweilige 
Träger spätestens bis zum Ende des letzten Monats des Abrechnungsquartals 
die Erstattungsanträge bei dem Kreisjugendamt einzureichen. Änderungen, 
die sich nach Abgabe der Quartalsabrechnung ergeben, sind im folgenden 
Quartal nachzureichen. 

Die Träger der Kindertageseinrichtungen haben die Erstattungsanträge in 
dem Kalenderjahr beim Kreis einzureichen, für das die entsprechenden Er­
mäßigungen gewährt worden sind. Für eine Abrechnung im Folgejahr ist eine 
Absprache des Trägers mit dem Kreis erforderlich. 

(2) Rückabwicklung zu Unrecht gewährter Ermäßigungen: 
Stellt der Träger der Kindertageseinrichtung zu Unrecht einen Antrag auf Er­
stattung einzelner Elternbeiträge, so hat er den Elternbeitrag in zutreffender 
Höhe nach zu erheben, soweit das Vertrauen des/der durch die Ermäßigung 
Begünstigten nicht schutzwürdig ist; die nacherhobenen Beiträge sind dem 
Kreis zu erstatten, soweit dieser die Kosten getragen hat. Der Träger der 
Kindertageseinrichtung hat die Ermäßigung auch dann an den Kreis zu er­
statten, wenn die Voraussetzungen für eine Nacherhebung nach Satz 1 vor­
liegen, der Träger jedoch von der Durchführung einer Nacherhebung absieht. 

Die erlassende Behörde ist jederzeit berechtigt, die von ihr erlassenen be­
günstigenden Bescheide für den Fall der zu Unrecht gewährten Ermäßigun­
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gen und im Fall der Änderung dieser Satzung gem. §§ 45 ff Sozialgesetzbuch 
X(SGB X) zu widerrufen. 

§ 8  
Aufbewahrungsfrist und Prüfungsrecht 

(1) Die Unterlagen (Antragsunterlagen und Ermäßigungsbescheide) zu dieser 
Förderung sind von den kreisangehörigen Gemeinden und Städten und den 
Trägern der Kindertageseinrichtungen 10 Jahre aufzubewahren. Die Frist be­
ginnt mit Ablauf des Kalenderjahres, in dem die Ermäßigung gewährt worden 
ist. 

(2) Das Jugendamt und das Rechnungsprüfungsamt des Kreises Segeberg sind 
jederzeit berechtigt, alle Bereiche des Ermäßigungs- und Erstattungsverfah­
rens bei den kreisangehörigen Gemeinden und Städten sowie bei den Trägern 
der Kindertageseinrichtungen zu prüfen. Die Träger der Kindertageseinrich­
tungen räumen dem Kreis Segeberg das Recht ein, jederzeit die bestim­
mungsgemäße Verwendung der Mittel durch Ortsbesichtigung und durch Ein­
sichtnahme in Bücher, Belege und sonstige Unterlagen selbst oder durch Be­
auftragte zu prüfen sowie jederzeit Auskunft einzuholen. 

§ 9  
Datenschutzklausel 

(1) Die Rechtsgrundlagen für die Erhebung und die Speicherung von Daten erge­
ben sich aus § 3 KiTaG SH sowie aus dieser Satzung. 

(2) Die Verarbeitung personenbezogener Daten erfolgt gemäß den Bestimmun­
gen der EU-Datenschutz-Grundverordnung (DSGVO) und des Schleswig-
Holsteinischen Gesetzes zum Schutz personenbezogener Daten (Landesda­
tenschutzgesetz - LDSG) in der jeweils gültigen Fassung. 

(3) Die personenbezogenen Daten werden zu folgenden Zwecken verarbeitet: 
Prüfung der Anspruchsvoraussetzungen und Bescheidung im Rahmen des 
Ermäßigungsverfahrens des § 6 dieser Satzung und Abrechnung im Rahmen 
des Erstattungsverfahrens zwischen Träger und Kreis gem. § 7 dieser Sat­
zung 

(4) Es werden folgende Kategorien personenbezogener Daten erhoben und ver­
arbeitet: 

Name, Vorname(n) des Kindes 
Name, Vorname(n) der Erziehungsberechtigten 
Anschrift des Kindes und der Erziehungsberechtigten 
Geburtsdatum des Kindes und der Erziehungsberechtigten 
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Einkommensverhältnisse / Angaben zu Arbeitsverhältnissen 

§ 10 
Inkrafttreten 

Die Satzung tritt zum 01.10.2021 in Kraft und ersetzt vollständig alle bisher gül­
tigen Satzungen und Richtlinien des Kreises Segeberg zur Bildung einer Sozial­
staffel für die Teilnehmerbeiträge oder Gebühren in Kindertageseinrichtungen. 

Die vorstehende Satzung wird hiermit ausgefertigt und ist bekannt zu machen. 

Diese Satzung wurde vom Kreistag des Kreises Segeberg in seiner Sitzung am 
23.09.2021 beschlossen. 

Die Geltungsdauer dieser Satzung ist unbestimmt. 
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